
CDU bleibt stärkste 
Kraft in Deutschland 

D'e Vorsitzende der CDU 
Deutschlands Angela Mer- 
**l hat die Ergebnisse der 
drei Landtagswahlen als 
Bestätigung für die Arbeit 
der Großen Koalition ge- 
artet. 

Die Resultate der Land- 
tagswahlen in Baden-Würt- 
temberg,     Sachsen-Anhalt 
Und  Rheinland-Pfalz  sowie 
er Kommunalwahl in Hes- 

sen seien eine „Ermutigung" 
für die weiteren Schritte der 
Berliner Regierungskoaliti- 
on, sagte die Bundeskanzle- 
rin. Die Union habe gezeigt, 
dass sie in Ost- und West- 
deutschland Volkspartei der 
Mitte sei. Jetzt gehe es dar- 
um, die anstehenden Refor- 
men „engagiert auf die Ta- 
gesordnung zu setzen". Da- 

bei solle die „Politik mit     • 
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Augenmaß" fortgesetzt 

werden. Als zentrale Projek- 

te nannte Merkel die Ge- 
sundheitsreform, Bürokra- 
tieabbau, Innovation, Ener- 
giepolitik, Arbeitsmarkt, Un- 
ternehmensteuerreform, die 
Haushaltsaufstellung und 
die Familienpolitik. „Ich nen- 

ne das, was da auf uns zu- 
kommt, die zweite Etappe", 
sagte sie. Dabei könne die 

denten, Günther H. Oettin- 
ger und Wolfgang Böhmer, 
jedoch großartige Erfolge 
erzielt. Ministerpräsident 

Günther H. Oettinger hat in 
Baden-Württemberg die 
absolute Mehrheit nur 
knapp verfehlt. Die CDU 
bleibt unter Ministerpräsi- 
dent Wolfgang Böhmer in 
Sachsen-Anhalt mit Ab- 
stand    stärkste    politische 

Landtagswahl Baden-Württemberg 2006 
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Koalition auf dem aufbauen, 
was sie in den ersten 127 Ta- 
gen seit ihrem Amtsantritt 
geleistet habe. 

Die CDU sei zwar ent- 
täuscht über den Ausgang 
der Wahl in Rheinland- 
Pfalz. In Baden-Württem- 

berg und Sachsen-Anhalt 
hätten   die   Ministerpräsi- 

Kraft. Wolfgang Böhmer 
kündigte an, dass er im In' 

teresse des Landes so 
schnell wie möglich Ge- 
spräche mit der SPD über 
die Bildung einer großen 
Koalition aufnehmen wer- 
de, da das bisherige 

schwarz-gelbe Bündnis in 

Magdeburg      nach      dem 
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schlechten Ergebnis der Li- 
beralen keine Mehrheit 
friehr hat. 

Der   baden-württember- 

Land mit dem besten Ar- 
beitsmarkt blei-ben und 
„zum Kinderland Baden- 
Württemberg        werden." 

Landtagswahl Sachsen-Anhalt 2006 
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§ische Ministerpräsident 
Günther H. Oettinger hat 
das gute Abschneiden der 
;-DU bei der Landtagswahl 
ln Baden-Württemberg 
auch auf Bundeskanzlerin 
Angela   Merkel   zurückge- 

Außerdem wolle er 
die Haushaltsanierung mit 
dem Ziel der Null-Verschul- 
dung in den kommenden 
fünf Jahren erreichen. Der 
Ministerpräsident sagte, er 
wolle   die   Reformen   der 

Landtagswahl Rheinland-Pfalz 2006 
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uhrt. Oettinger nannte drei Bundesregierung über den 
le,e   der   nächsten   Stutt- Bundesrat unterstützen. 

|jarter Landesregierung. Ba- In Hessen hat die CDU 

^-Württemberg solle das erstmals seit 25 Jahren die 

SPD wieder als stärkste Par- 
tei auf kommunaler Ebene 
abgelöst. In vier der fünf 
kreisfreien Städte Hessens 
ist die CDU die stärkste Par- 
tei. In Frankfurt, Darmstadt 

und Wiesbaden verteidigte 
sie ihre Spitzenposition, in 
Offenbach überflügelte sie 
die SPD. 

Generalsekretär   Ronald 
Pofalla    bezeichnete    den 
Wahlsonntag   als   „ersten 
Stimmungstest"   nach   der 
Bundestagswahl   und   der 

Bildung der Großen Koaliti- 
on   im   Bund.  „Wir wissen 

jetzt, dass die Wählerinnen 
und Wähler den Zukunfts- 
kurs   der   Bundesregierung 
unterstützen."       Zugleich 
zeigte sich der Generalse- 
kretär erfreut darüber, dass 
anders als  bei der letzten 
Großen Koalition Ende der 
60er Jahre die Parteien am 
rechten   und   linken   Rand 

nicht von dem Regierungs- 
bündnis aus Union und SPD 

profitierten. So hätten die 
rechten Parteien trotz ihres 

erheblichen    Mitteleinsat- 
zes   in   kein   Landesparla- 
ment einziehen können. Die 
Ergebnisse der FDP und der 
Grünen    machten    zudem 
deutlich, dass deren „Fron- 
talopposition    gegen    die 
notwendigen und richtigen 
Veränderungen   im   Bund" 
von den  Wählerinnen  und 
Wählern    nicht    honoriert 
werde. 
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Aus den Ländern 

Mecklenburg-Vorpommern 

Jürgen Seidel zum Spitzenkandidaten 
gewählt 

Jürgen Seidel wird 
die CDU als Spitzen- 
kandidat in den 
La ndtagswa h I ka m pf 
führen. Er fordert 
damit im September 

Ministerpräsident 
Harald Ringstorff 

(SPD) heraus. 
Auf dem Landes- 

parteitag in Gägelow 
bei Wismar bekam 
der Warener Landrat Jürgen 
135 von 136 gültigen 
Stimmen. Damit betrug die 
Zustimmung 99,2 Prozent. 
Seidel machte deutlich, dass 
die CDU nach der Wahl am 
17. September wieder Re- 
gierungsverantwortung tra- 
gen will. 

Mit der Wahl Seidels 
zum Spitzenkandidaten sei- 
en die Weichen für den er- 

forderlichen Machtwechsel 
an der Küste gestellt wor- 

den, betonte die Bundes- 
kanzlerin und Vorsitzende 

der CDU Deutschlands An- 
gela Merkel. Er bringe rei- 
che Erfahrung aus der Lan- 
des- und Kommunalpolitik 

mit und habe den Mut, neue 
Wege zu beschreiten. Als 

Beispiel nannte sie das Ziel, 
die Kinderbetreuung künf- 
tig ohne  Elternbeiträge zu 
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Seidel und die CDU-Vorsitzende Angela Merkel 

gewährleisten. Dem amtie- 
renden Regierungschef 
Ringstorff warf Angela Mer- 
kel vor, das Land schlecht 
regiert zu haben und „den 
Kopf in den Sand zu 
stecken, wenn Entscheidun- 
gen anstehen". Er trage die 
Verantwortung dafür, dass 
Mecklenburg-Vorpommern 
bundesweit in vielen Berei- 
chen die rote Laterne trage. 
Die wirtschaftliche Talfahrt 
führe dazu, dass immer 
mehr junge Menschen das 
Land verließen. Die CDU 

setze mit ihrem Programm 
Zeichen dagegen. 

Seidel kündigte an, die 

CDU bei der bevorstehen- 
den Landtagswahl wieder 

zur stärksten politischen 
Kraft im Nordosten machen 

zu wollen. Nach acht 
Jahren rot-rotem 

Stillstand sei es Zeit 
für einen Macht- 
wechsel in Schwerin. 
„Dort, wo die CDU re- 

giert, geht es den 
Menschen besser", 

erklärte Seidel unter 
dem Beifall der Dele- 
gierten. Er rief die 
Parteibasis auf, die 
im Wahlprogramm 

verankerten Politik- 
angebote an die Wähler her- 
anzutragen. „Wir müssen 

die Menschen davon über- 
zeugen, dass wird die besse- 
ren Konzepte haben", sagte 

Seidel. Er vermied es aber, 
ein Wahlziel zu formulieren- 

„Wir werden keine Plus-X' 

Spiele veranstalten." 
Seidel zieht mit einer 

Mannschaft gestandener 

Landespolitiker in den 
Wahlkampf. Auf den Listen- 

plätzen zwei bis zwölf f°'' 
gen    Landtagsabgeordnete 

mit zum Teil langjährige1" 

Parlamentserfahrung. D1' 
rekt hinter Seidel folgen 

Fraktionschef Armin Jäger' 
Landtagsvizepräsidentin 

Renate Holznagel und CDD' 

Landesgeneralsekretä1" 

Lorenz Caffier. 



Aus den Ländern 

Nordrhein-Westfalen 

NRW braucht ein starkes Ruhrgebiet 
'•n Rahmen einer zweitägi- 
gen Klausurtagung in Essen 
hat sich die Landtagsfrakti- 
on der nordrhein-westfäli- 
schen CDU mit der Zukunft 
des Ruhrgebiets befasst. 

Fraktionschef Helmut 
Stahl betonte die große Be- 
deutung, die dem Revier zu- 
kommt: „Das Ruhrgebiet ist 
Aicht nur der wichtigste 

'ndustrielle Ballungsraum, 
andern auch das größte 
2|Jsammenhängende Sied- 
lungsgebiet in Europa. Zu- 
dem liegt es mitten im 

Herzen Europas. Mehr als 
fünf Millionen Menschen 
lrn Ruhrgebiet entsprechen 
fast einem Drittel der Bevöl- 
kerung Nordrhein-Westfa- 
ler>s. 27 Prozent aller Be- 

schäftigten in NRW finden 
h'er ihren Arbeitsplatz." 

Zwar  sei   der  Struktur- 
VVandel  im  Revier weitge- 
hend ohne soziale Verwer- 
Ungen verlaufen. Doch sei- 

en die Chancen des Reviers 
^Urch    falsche    politische 

•Veichenstellungen   in   der 
ergangenheit   bis   heute 
lcnt     ausreichend     ent- 

wickelt. Stahl: „Lange Jahre 

Wurde ein Weg beschritten, 
er Alles und Jedes ohne 
rüfung der Nachhaltigkeit 

0rderte. Viel Geld des Lan- 
des und der EU flössen in so 

Fraktionsspitze mit Ministerpräsident: Helmut Stahl, Peter Biesenbach und Jürgen Rüttgers 

genannte Leuchtturmpro- 
jekte mit ungewissen Zu- 
kunftsaussichten wie das 
HDO in Oberhausen. 14 
Förderprogramme mit 12 
definierten Kompetenzfel- 
dern haben zu wenig nach- 
haltige Erfolge gebracht. 
Gleichzeitig wurden wichti- 
ge politische Weichenstel- 
lungen nicht vorgenommen. 
Das Ruhrgebiet erscheint 

wie ein gefesselter Riese. 
Die Fesseln sind Bürokratie, 
zu viele Grenzen und zu we- 

nig wahrgenommene Zu- 
sammenarbeit und Eigen- 
verantwortung der Region." 

Die CDU-Landtagsfraktion 
hat deswegen nun die „In- 
itiative Zukunft Ruhr" ge- 
startet, in der die Anstren- 

gungen unterschiedlicher 
Politikfelder zugunsten des 
Ruhrgebiets gebündelt wer- 
den. Denn nur wenn die Po- 

tenziale der Region besser 
ausgeschöpft werden, kann 
auch ganz NRW wieder 
nach vorne kommen. 

„Die Entwicklungspers- 
pektiven des Ruhrgebiets 
und Nordrhein-Westfalens 
hängen zusammen, sie sind 
wie siamesische Zwillinge", 
betonte deshalb auch Nor- 
bert Lammert, Bundestags- 
präsident und Vorsitzender 
der CDU Ruhrgebiet, der als 
Gast an der Tagung teil- 
nahm. „Wir müssen aus den 
Gestaltungsmöglichkeiten, 
die wir jetzt im Bund und im 
Land haben, Funken schla- 
gen." 

Die CDU will besonders 
die Industrieförderung, die 
Infrastrukturpolitik und die 
Verwaltung im Revier refor- 
mieren, um Impulse für ei- 
nen wirtschaftlichen Wan- 
del zu setzen. An die Verga- 
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be von EU-Fördermitteln ins 
Ruhrgebiet will die CDU in 
Zukunft Bedingungen knüp- 
fen: Geld darf es nur noch 
für Ideen geben, die sich zu- 
vor im Wettbewerb mit an- 
deren Regionen durchge- 
setzt haben. 

Zur Zukunftsfähigkeit des 

Reviers gehört es nach Mei- 
nung der CDU-Landtagsab- 
geordneten aber auch, dass 
die Steinkohle nicht wie bis- 
her mit der Hälfte des Wirt- 
schaftsetats des Landes sub- 
ventioniert werden kann. 
Deswegen soll nun möglichst 
rasch ein Gespräch mit allen 
Beteiligten einschließlich der 

Anteilseigner geführt wer- 
den, um über die Rahmenbe- 
dingungen für ein sozialver- 
trägliches Auslaufen des sub- 
ventionierten Bergbaus zu 
verhandeln und zu entschei- 
den. Helmut Stahl: „Mit RAG 
und DSK wollen wir sowohl 
für den geplanten Börsen- 
gang als auch für die Berg- 
baufolgekosten Lösungen er- 

arbeiten. Dazu sind neutrale 
Gutachten erforderlich." 

Die Landtagsfraktion wird 
sich dafür einsetzen, die Le- 
bensqualität im Ruhrgebiet 
nachhaltig zu verbessern. 
Das Ruhrgebiet hat land- 
schaftlich reizvolle Gebiete. 

Allerdings gibt es in den 
Städten auch größere städte- 
bauliche Probleme. Sowohl 

die Bausubstanz als auch die 
Sozialstruktur sind dringend 

verbesserungsbedürftig. Die 
Landesregierung wird mit 
den Ruhrgebietsstädten alle 
Anstrengungen unterneh- 
men, die dort bestehenden 

Probleme zu lösen. „Wir er- 
warten von allen Akteuren 

im Ruhrgebiet, dass Sie ihre 
jeweiligen Verantwortlich- 

keiten zum Nutzen der Regi- 
on wahrnehmen. Wir ver- 
trauen den Menschen im 
Ruhrgebiet und trauen ihnen 
viel zu", sagte Helmut Stahl- 

THÜRINGEN: KOMMUNIKATIONSKONZEPT NIMMT FORMEN AN 

Im Leitantrag „kuem- 
mern.de" hat die CDU Thü- 
ringen beschlossen, die 
Kommunikation mit den 
Bürgern und den CDU- 
Mitgliedern zu verbessern. 
„Wir arbeiten ständig an 
der Realisierung unseres 

Konzeptes", so CDU-Ge- 
neralsekretär Mike Moh- 
ring. Mit der neu gestalte- 

ten Internetseite www. 

cdu-thueringen.de ist ein 
weiterer Bestandteil von 
kuemmern.de umgesetzt. 

Die Internetseite ist 
nicht nur moderner gestal- 
tet, sondern auch über- 
sichtlicher strukturiert und 
hilft dem Bürger dabei, 
möglichst schnell an Infor- 

mationen zu gelangen. Für 
CDU-Mitglieder wurde ein 

internes Mitgliedernetz 
eingerichtet, in dem sie ak- 
tuelle Nachrichten, Argu- 
mente und Materialien zur 

Landes- und Kommunalpo- 
litik in Thüringen erhalten. 
„Wir wollen auf der einen 
Seite, dass unsere Mitglie- 
der argumentativ gut auf- 
gestellt sind. Auf der ande- 

ren Seite haben die Mit- 
glieder über das interne 
Mitgliedernetzwerk auch 

einen Mehrwert gegen- 
über Nichtmitgliedern, da 

sie auf exklusive Informa- 
tionen und Argumente zu- 
greifen können", erläutert 

Mohring. 

Einen weiteren Schritt 
zur verbesserten Kommu- 
nikation des Landesvor- 

standes mit der Basis un- 
ternehmen die Präsidi- 
umsmitglieder, indem sie 
durch alle Kreisverbände 

touren und an deren Kreis- 
vorstandssitzungen teil- 
nehmen. „Es geht darum, 

sich über Probleme zu ver- 
ständigen, Anregungen 

aufzunehmen und die 
Einflussmöglichkeiten der 

Mitglieder auf die Mei- 
nungsbildung innerhalb 

des Landesverbandes zu 

verstärken", informiert 

Mohring. Die ersten Ter- 
mine sind bereits zeitnah 

geplant. 
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Saarland 

Peter Müller im Amt bestätigt 
Der saarländische Minis- 
terpräsident Peter Müller 
w'rd weitere zwei Jahre die 
saarländische CDU führen. 

Das Präsidiumsmitglied 
der Bundes-CDU wurde auf 
dem 55. Landesparteitag 

der CDU Saar in Schiffweiler 
"lit 96,5 Prozent der Stim- 
men in seinem Amt be- 
stätigt. Zu seinen Stellver- 
tretern wählten die Dele- 
gierten Peter Jacoby, Anne- 
gret Kramp-Karrenbauer, 

Klaus Meiser und Daniela 
Schlegel-Friedrich. 

In seiner Rede zog der alte 
Und neue Vorsitzende eine 
Positive Bilanz. Das Land ha- 
be sich durch eigene Kraft- 
aristrengungen, durch politi- 
sche Innovationen und muti- 
ge Reformen Respekt und 

Erkennung bundesweit 
Erschafft. Die erfolgreiche 
Bewältigung des wirtschaft- 
eten Strukturwandels in 
den letzten Jahren, vor allem 
arjer die dynamische Auf- 
Wärtsentwicklung in der 
Saarwirtschaft, Spitzenplät- 
*e bei Wachstum und Ausbil- 

Ung, mutige Reformen 
nd bundesweit anerkannte 
euchtturmprojekte hätten 

gezeigt, welche Gestaltungs- 
potenziale trotz knapper Kas- 
en im Land vorhanden seien. 

Mit   ihrer  Arbeit   habe  die 

Peter Müller. Vorsitzender der CDU Saar 

saarländische CDU die Wei- 
chen dafür gestellt, dass das 
Saarland sich in schwieriger 
Zeit gut behauptet hat. Dabei 
seien auch Entscheidungen, 
die nicht auf ungeteilten Bei- 
fall getroffen seien, unum- 
gänglich gewesen. Nachdem 
diese Phase im wesentlichen 
abgeschlossen sei, ginge es 

jetzt darum, mit neuen Ideen 
und Projekten in die nächste 

Phase des Aufsteigerlandes 
Saarland zu starten. 

Im Mittelpunkt des Par- 
teitages stand neben der 
Neuwahl des gesamten Lan- 
desvorstandes die Verab- 
schiedung des Leitantrages. 
In dem Antrag, der unter 
dem Titel „Saarland - Erfolg- 
reich in Deutschland - Mit 
der Saarlandpartei CDU in 
eine gute Zukunft" steht, 
wurden die politischen Ak- 
zente für die Entwicklung des 

Saarlandes in den kommen- 
den Jahren formuliert. Die 
Schwerpunkte der Arbeit rei- 
chen dabei von dem Bereich 
Wirtschaft und Beschäfti- 

gung über Bürokratieabbau 
bis zu Bildung und Erziehung 
sowie Lebensqualität. 

In einem Handlungspro- 
gramm für mehr Wirtschaft 
und Beschäftigung schlägt 
die CDU Saar vor, die Saar- 
wirtschaft durch attraktive 

Rahmenbedingungen wei- 
ter zu modernisieren. Dazu 
gehören folgende Maßnah- 
men: Vorrang für den Mit- 
telstand, Verbesserung des 
Gründungsklimas durch die 
Entwicklung eines speziel- 

len Förderinstrumentariums, 
Weiterentwicklung des Saar- 
lands als Industriestandort 
durch den Ausbau von Inno- 
vationsclustern, Deregulie- 

rung des Arbeitsmarktes 
und die Einführung einer 

100%igen-Ausbildungsga- 
rantie. Ziel der CDU Saar ist 
es außerdem, das Saarland 
zu einer Modellregion für 
Entbürokratisierung und De- 
regulierung zu machen. In ei- 
nem Handlungsprogramm 
schlägt die CDU Saar u.a. 
vor, Antragsverfahren bei 
Landesbehörden zu be- 
schleunigen, Doppelzustän- 
digkeiten   abzubauen    und 
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Verfahrenswege zu ver- 
schlanken. Durch den kon- 
sequenten Einsatz von eGo- 
vernment sollen bis zum 
Ende der Legislaturperiode 
75 % aller online-fähigen 
Dienstleistungen im Saar- 
land über das Internet ange- 
boten werden. 

Ziel der CDU Saar ist es, 
durch eine erhöhte Gebur- 

tenrate und eine für das 
Saarland günstige Wande- 
rungsbilanz die Bevölke- 
rungsentwicklung positiv zu 
gestalten. Folgende Maß- 
nahmen schlägt die CDU 
Saar vor: Flächendeckend an- 
gebotene Kurse sollen die Er- 
ziehungskompetenz der El- 
tern unterstützen und ver- 
bessern. Durch eine lücken- 

lose Kette von Vorsorgeun- 
tersuchungen und Kindesbe- 
obachtungen bis zur Ein- 
schulung soll Kindesmiss- 
brauch und Vernachlässi- 
gung entgegengewirkt wer- 
den. Außerdem fordert die 
CDU Saar die Landesregie- 
rung auf, die Zahl der Kinder- 
krippenplätze bis zum Jahr 
2010 zu verdreifachen. Nach 

englischem Vorbild sollen 
die klassischen Kindergärten 
in „Familien-Gärten" umge- 

wandelt werden. Die CDU 
Saar schlägt vor, Bildungs- 
bausteine zu entwickeln, die 
allen Kindern im Jahr vor der 
Schule systematisch und ver- 
bindlich vermittelt werden 

sollen. Die CDU Saar spricht 
sich dafür aus, die bestehen- 

den Ganztagsschulangebote 

weiter zu entwickeln, lern- 
schwache Schüler ab Klas- 
senstufe 7/8 besonders zu 
fördern, Schulschwänzer und 
notorische Störenfriede ge- 
gebenenfalls zu sanktionie- 
ren und die Schulbuchkosten 

zu senken. 
„Der Leitantrag doku- 

mentiert den Gestaltungs- 

anspruch der CDU Saar im 
Saarland. Die CDU Saar ist 
die Saarlandpartei, die nicht 
nur - mehr als alle anderen 

Parteien in diesem Land ' 
über zukunftsfähige Kon- 
zepte und Ideen verfügt, 
sondern auch die Kraft und 
die Standfestigkeit hat, die- 
se Konzepte umzusetzen'- 

erklärte Peter Müller. 

ARBEITSGEMEINSCHAFT ELBE" KONSTITUIERT SICH IM BUNDESTAG 

Die CDU-Abgeordneten der 
Eibregion wollen sich zu- 
künftig regelmäßig überelb- 
politische Fragen abstim- 
men, um die Interessen der 
Eibanlieger bundespolitisch 
schlagkräftiger durchsetzen 

zu können. Dazu sollen Ge- 
spräche mit Vertretern aus 

Politik, Wirtschaft und Ver- 
bänden geführt werden. 

Zum neuen Vorsitzen- 
den der Arbeitsgemein- 
schaft Elbe wurde der Ham- 
burger Jürgen Klimke ge- 
wählt, der vom tourismus- 
politischen Sprecher der 
Fraktion Klaus Brähmig als 

Jürgen Klimke 

Stellvertreter un- 
terstützt wird. 
Ziel der Wieder- 
gründung in der 
neuen Legislatur- 
periode ist es, den 
Anliegen der Elb- 
anrainer ein bun- 
despolitisches Fo- 
rum zu geben, aus dem auch 
parlamentarische Initiati- 

ven hervorgehen. Wichtige 
Themen sind dabei die Zu- 

kunft der Elbe als Verkehrs- 
weg, die Stärkung der Eibre- 
gion als Wirtschaftsraum so- 

wie die Förderung des Tou- 

rismus auf und entlang der 

Elbe. Hochwas- 
ser- und Umwelt- 
schutz sowie Ver- 
netzung der kul- 
turellen Aktivitä- 
ten der Eibregion 
sollen ebenfalls in 

der AG Elbe be- 
handelt werden. 

Ineinerersten Sitzungist 

ein Gespräch mit Vertretern 
des Bundesverkehrsminis- 
teriums und Verbänden 

über die Vertiefung der Un- 
terelbe sowie den Ausbau 
derMittel- und Oberelbe für 
die Binnenschifffahrt ge' 

plant. 
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Godelieve Qu isthoudt-Rowoh 

Schnelle Handelsliberalisierung mit 
Agrargütern kein Allheilmittel 

D'e aktuelle Diskussion 
über die europäische Land- 

Wirtschaftspolitik krankt 
daran, dass sie oft sehr ein- 
seitig geführt wird. Nach 
weit verbreiteter Ansicht 
stehen allein unsere Agrar- 
beihilfen dem Ende der 
Weltweiten Armut im We- 
ge. So einfach ist die Sache 
aber nicht. 

1. Wenn wir unsere 
^grarsubventionen abbau- 
en. hat die breite Bevölke- 
rtJng in den ärmeren Län- 
dern nicht unbedingt etwas 
davon. Dies liegt zum einen 
ar> den dortigen Besitzver- 
hältnissen. Die ertragrei- 
chen Böden gehören über- 

legend einer kleinen Elite 
Vori Großgrundbesitzern, 
dieser Gruppe steht eine 
Vielzahl von Kleinbauern 

§egenüber, die in der Regel 
nicht zu Weltmarktpreisen 
Produzieren können: Ihnen 
ni|ft eine Öffnung des eu- 
r°Päischen Agrarmarktes 
alsokaum. Hinzu kommt ei- 

e Reihe von internen 
Schwierigkeiten, die verhin- 

epn, dass es in Entwick- 
lungsländern zu breiten- 
Wlrksamem Wohlstand 
kornmt.  Dazu zählen eine 

Engelhafte   Infrastruktur, 

Godelieve Quisthoudt Rowoh 

das Fehlen rechtsstaatlicher 
Strukturen und eine hohe 
Korruptionsrate. 
• 2. Im Übrigen sind es — 
neben Agrarexportnationen 
wie Australien, Neuseeland 
und Kanada — ohnehin in 
erster Linie Schwellenlän- 
der wie Brasilien und Indien, 
die einen radikalen Abbau 

der europäischen Agrarbei- 
hilfen fordern, weil gerade 

sie davon profitieren wür- 
den. Viele der am wenigsten 
entwickelten Länder wür- 
den eher darunter leiden, 
denn sie sind auf den Import 
von landwirtschaftlichen Er- 
zeugnissen angewiesen und 
zahlen drauf, wenn die 
Weltmarktpreise steigen. 

• 3. Opfer einer solchen 
Politik wären auch die Län- 
der Afrikas, der Karibik und 

des pazifischen Raumes, mit 
denen die EU Sonderab- 
kommen geschlossen hat. 
Sobald wir die Zölle auch für 
alle anderen senken, ge- 
nießen diese Staaten keinen 
privilegierten Zugang zu 
unseren Märkten mehr und 
hätten starken Agrarexpor- 
teuren wie Brasilien wenig 

entgegenzusetzen. 
• 4. Darüber hinaus ist es 
schlicht widersprüchlich, von 
europäischen Bauern die Ein- 
haltung der weltweit höchs- 
ten Umwelt- und Sozialstan- 
dards zu fordern und im glei- 
chen Atemzug zu verlangen, 
dass sie zu Weltmarktpreisen 
produzieren sollen. 
• 5. Es ist sowohl zynisch als 
auch ziemlich kurzsichtig, in 
Europa die Einhaltung sol- 
cher Standards zu predigen, 
gleichzeitig aber durch Im- 
porte von billigen Nahrungs- 
mitteln aus anderen Regio- 
nen der Welt kurzfristig da- 
von profitieren zu wollen, 

dass diese dort nicht einge- 
halten werden. Um seine So- 
ja- und Rindfleischausfuhren 

zu steigern rodet z.B. Brasili- 
en die bewaldeten Regionen 
am Amazonas, fördert damit 

den Treibhauseffekt und ge- 
fährdet den Artenschutz. 
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• 6. Wer die Abschaffung 
der GAP gefordert, muss 

sich fragen, ob die ursprüng- 
lichen Gründe die zu ihrer 
Einführung geführt haben 
tatsächlich alle überholt 
sind. Zumindest im Hinblick 
auf die Sicherung der Nah- 
rungsmitte Ig rund Versor- 

gung scheint dies nicht der 
Fall zu sein, da diese in ei- 
ner immer unkalkulierba- 

reren Welt wohl eher an Be- 
deutung   gewinnen   dürfte. 
• 7. Eng damit verbunden 
ist auch die Frage der Nah- 
rungsmittelsicherheit. Man 

denke nur an den von der 
EU mit den USA ausgetra- 
genen Konflikt um hor- 
monbelastetes Rindfleisch. 
Wenn wir auch in Zukunft 
noch selbst bestimmen wol- 
len was wir essen, können 
wir uns nicht allein auf Im- 
porte verlassen. 
• 8. Unsere Landwirtschaft 
darf zudem nicht nur unter 
wirtschaftlichen   Gesichts- 

punkten beurteilt werden. 
Sie ist auch ein zentraler Be- 
standteil unserer europäi- 
schen Kultur und erfüllt da- 
mit eben auch einen Iden- 
tität stiftenden Zweck — 
nicht nur im ländlichen 

Raum. 
• 9. Im Übrigen sollte, wer 
heute einen radikalen Um- 
bau der europäischen Land- 
wirtschaftspolitik fordert, 
sich erst einmal vergegen- 
wärtigen, was wir in den ver- 
gangenen Jahren auf diesem 
Gebiet bereits geleistet ha- 
ben. Wir reformieren die eu- 

ropäische Landwirtschafts- 
politik nicht erst seit ges- 
tern. Mit der Reform von 
2003 werden 90 Prozent der 
Subventionen, die den Han- 
del verzerren, verschwinden. 
In der Handelsrunde haben 
wir vorgeschlagen, die be- 
deutendsten Beihilfen um 70 
Prozent zu kürzen. Unsere 
Exportbeihilfen wollen wir 
sogar ganz abschaffen. 

In einer offenen und vor- 
urteilsfrei geführten Dis- 
kussion sollten auch solche 

Aspekte gehört und bei po- 
litischen Entscheidungen 

angemessen berücksichtigt 

werden. 
Die weltweite Armut ist 

ein schreckliches Problem- 
Gerade die westlichen In- 
dustrieländer stehen in der 
Verantwortung, dafür eine 
Lösung zu finden. Aller- 

dings müssen wir verhin- 
dern, dass unsere Landwirt- 
schaft dabei aus schlechtem 

Gewissen und im Namen 
einer falschen politischen 
Korrektheit zum Sündenbock 

gemacht wird. 

Godelieve Quisthoudt- 

Rowohl ist Mitglied des 
CDU-Bundesvorstands und 
Europaabgeordnete. Im Eu- 
ropäischen Parlament sitzt 
sie im Ausschuss für Inter- 
nationalen Handel und in1 

Entwicklungsausschuss. 

BDV: ERIKA STEINBACH WIEDERGEWÄHLT 

Erika Steinbach ist auf der Bun- 
desversammlung des Bundes 

der Vertriebenen in ihrem Amt 
als Vorsitzende bestätigt wor- 
den. Die Unions-Bundestags- 
abgeordnete erhielt 63 der 77 
Stimmen. 

In ihrer Rede begrüßte die 
alte und neue Vorsitzende, dass 
im Haushalt von Kultur-Staats- 

minister Bernd Neumann Mit- 
tel für die Bewahrung des kul- 
turellen Erbes der Vertriebenen 
erhöht worden sind. „Die neue 
Bundesregierung hat insge- 
samt Zeichen gesetzt, die eines 

deutlich machen: dass die ver- 
triebenenfeindliche Politik im 
Staatsministerium für Kultur Erika steinbach 
ein Ende haben wird." 

JL 
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Föderalismusreform 

Volker  Kauder 

Föderalismusreform ist ein Meilenstein 
Heute (10. März, Anm. 

d. Red.) beginnen wir mit 

der parlamentarischen Be- 
ratung des größten deut- 

schen Reformvorhabens in 
den letzten Jahren. (...) 

Wir tun dies gleichzeitig 
in Bundestag und Bundes- 
rat. Denn Bund und Länder 
haben dieses Reformwerk 
gemeinsam erarbeitet und 
auf den Weg gebracht. In 

der Vergangenheit gab es 
viele Anläufe zu dieser not- 
wendigen Reform. Sie sind 
bisher alle gescheitert. Heu- 
te aber legen wir ein Ergeb- 
nis vor. Ein Ergebnis, das 
die föderale Ordnung unse- 
res Landes zukunftsfähig 
macht. 

Unser Land braucht die- 
se Reform. Wir werden im 

globalen Wettbewerb nicht 
bestehen, wenn wir uns wei- 
terhin langwierige und kom- 
plizierte Gesetzgebungs- 
verfahren leisten. Das Hin 
und Her zwischen Bundes- 
tag und Bundesrat hat uns 
'n der Vergangenheit oft ge- 
nug blockiert. Es hat uns 
langsam und schwerfällig 
gemacht. Mit der Föderalis- 
musreform befreien wir uns 
v°n dieser Selbstblockade. 
Wir gewinnen an gesetzge- 
berischer   Handlungsfähig- 
st; wir gewinnen an Ge- 

Volker Kauder, Vorsitzender 

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

staltungskraft. Dies brau- 
chen wir in dieser Zeit. Nur 
mit dieser Reform können 
wir das Veränderungstem- 
po der Globalisierung mit- 
gehen. Nur mit dieser Re- 
form werden wir von Ge- 
triebenen zu Antreibern. 

Bei vielen Entscheidun- 
gen, die zwischen Bundes- 
tag und Bundesrat mühsam 

ausgehandelt wurden, (...) 
war nachher oft nicht mehr 
klar, wer wofür die Verant- 
wortung trägt. Wir selbst 
haben uns oft darüber ge- 
wundert wie ein Gesetz aus- 
gesehen hat, das wir im 
Bundestag verabschiedet 
haben, nachdem es aus dem 

Vermittlungsausschuss er- 
neut in den Bundestag ge- 
kommen ist. (...) 

Die Föderalismusreform 
schafft  wieder  mehr  Klar- 

heit. Sie weist Kompeten- 
zen eindeutig zu und macht 
deutlich, wo die Länder und 
wo der Bund Verantwor- 
tung trägt. Deshalb stärkt 
eine Reform des föderalen 
Systems, wie sie heute vor- 
gelegt wird, unsere Demo- 
kratie. 

Natürlich nehmen damit 
auch die Gesetzgebungs- 
kompetenzen der Länder 
zu. Aber ganz entgegen 

mancher Befürchtungen, 
die geäußert werden, 
schwächen wir damit den 
Bund nicht; wir stärken ihn 
vielmehr. Viele Entschei- 
dungen können wir nun hier 
im Deutschen Bundestag 
endgültig ohne Zustim- 
mung der Länder treffen. 
Das, was in der Öffentlich- 
keit und in manchen Kom- 
mentaren in den Medien im- 

mer wieder als Kuhhandel 
bezeichnet wird, wird künf- 
tig nicht mehr stattfinden. 
Durch die Föderalismusre- 
form entflechten wir unser 
politisches System. Davon 
profitieren beide: Bund und 
Länder. 

Wir als Union haben uns 
schon immer für das Prinzip 

der Subsidiarität stark ge- 
macht. Das ist keine ab- 
strakte Theorie, sondern ein 
Grundsatz, der besagt, dass 
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Föderalismusreform 

Entscheidungen auf der 
Ebene getroffen werden sol- 
len, auf der die Sachverhalte 
am besten beurteilt werden 
können. Das, was die Länder 
oder Kommunen besser re- 
geln können, soll dort auch 
geregelt werden. In der Pra- 
xis der Gesetzgebung sind 
wir diesem Grundsatz nicht 
mehr ausreichend gerecht 
geworden. Mit der Födera- 
lismusreform stärken wir 
den Gedanken der Subsi- 

diarität. (...) Entscheidun- 
gen werden zukünftig dort 
gefällt, wo die Menschen 
mitreden können. 

Von der Föderalismusre- 
form, die wir heute einlei- 
ten, geht eine Botschaft an 
Europa, an Brüssel aus. 
Auch dort muss das Prinzip 
der Subsidiarität wieder 
stärker beachtet werden. In 
Brüssel soll nur das geregelt 
werden, was wir in den Na- 
tionalstaaten nicht selbst 
regeln können. 

Mit der Föderalismusre- 

form fördern wir auch den 
Wettbewerb zwischen den 

Ländern und das ist gut so. 
Nur für die Zaghaften und 

Mutlosen ist das etwas Ne- 
gatives. Nur die, die sich 
nichts zutrauen, versuchen 
Wettbewerb zu verhindern. 
(...) 

Wettbewerb unter den 
Ländern heißt: Künftig setzt 
der Beste den Maßstab. Nur 
so kommt unser Land voran. 

Wir dürfen unser Heil nicht 
im Mittelmaß suchen. Un- 
ser Land braucht Exzellenz. 
Und Wettbewerb ist ein 
Entdeckungsverfahren für 
Exzellenz. Eine Stärkung des 
Wettbewerbs unter den 
Ländern wird mehr zum 
Bürokratieabbau und zur 
Vereinfachung von Verwal- 
tungsverfahren beitragen 
als jede rhetorische Ankün- 
digung zu diesem Thema. 

Pisa war daher auch kein 
Schock, sondern ein Weck- 
ruf. Ein Weckruf, es den er- 
folgreichen Ländern gleich 
zu tun. Im Korsett des ein- 
heitlichen Mittelmaßes hät- 
te sich kein Land erfolgreich 
profilieren können. 

Für die Freiheit, in be- 
stimmten Fragen eigene 
Wege zu gehen und eigene 
Lösungen zu entwickeln, 

sind die Länder bereit, auf 
Einfluss im Bund zu verzich- 
ten. Die Reform macht da- 
her etwas wahr, was viele 
nicht mehr für möglich ge- 
halten haben. 

„Deutschland lässt sich 
doch reformieren" titelte 
die Neue Zürcher Zeitung 
vor ein paar Tagen zur Fö- 
deralismusreform. Manch- 

mal müssen wir uns vom 
Ausland daran erinnern las- 

sen, dass man nur mit Zu- 
versicht, nicht aber mit Be- 
denken weiterkommt. 

Für uns sollte das Wort 
von Tucholsky nicht gelten: 

„Wenn der Deutsche nichts 
mehr hat, Bedenken hat er". 

(...) 
Tatsächlich sind wir mit 

der Reformgesetzgebung 
einer großen Herausforde- 
rung gerecht geworden. 
Denn es ging ja nicht darum, 
eine Position des Bundes zu 
formulieren. Es ging viel- 
mehr darum, gemeinsam 

mit den Ländern eine von 
beiden Seiten getragene Lö- 
sung zu finden. Und die Län- 
der waren sich auch nicht 

von vornherein in jeder Fra- 
ge einig. Natürlich ist ein 
unter diesen Bedingungen 

erarbeitetes Paket immer 
ein Kompromiss. Es kann 
gar nicht anders sein. Was 

ich immer wieder höre und 
lese, nämlich dass der Bund 
einseitig seine Vorstellun- 

gen hätte durchsetzen kön- 
nen, zeugt nicht von Realis- 
mus. (...) Bei jeder einzelnen 
Frage haben wir das Für und 
Wider abgewogen. Wir sind 
zu Ergebnissen gekommen, 

die sich sehen lassen kön- 
nen und von Bund und Län- 
dern gemeinsam getragen 

werden. (...) 
Ein besonderer Stellen- 

wert  kommt  dem   Bereich 

„ Föderal ismusref or m- 
Übersicht über die 
wichtigsten Punkte." 
Eine Analyse der Bun- 
destagsfraktion unter 
www.cducsu.de 
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der Bildung zu. Im Bereich 
Bildung und Hochschulen 
können die Länder ihre 
schon bestehenden Kompe- 
tenzen (...) abrunden. (...) 
Nirgendwo gibt es soviel 
staatliche Einflussnahme 
auf die Bildungseinrichtun- 
gen wie in Deutschland. 
Daran krankt unser System. 
(...) 

Jetzt geht es um mehr 
Wettbewerb und weniger 
Zentralismus. Die Föderalis- 
rnusreform muss diesen 
Wettbewerb möglich ma- 
chen und dazu führen, dass 
unsere Universitäten mehr 
Freiheit erhalten. Bei die- 
sem Wettbewerb geht es 
gar nicht nur um den Ver- 
gleich zwischen Nordrhein- 
Westfalen und Mecklen- 
burg-Vorpommern. Es geht 
um den Wettbewerb der 
einzelnen Universitäten - 
und der lässt sich nicht auf 

Bundesländer beschränken. 
Bildung und Wissenschaft 
kennen keine Grenzen. Der 
Wettbewerb, den ich mir 
vorstelle ist der zwischen 
München und Harvard, Hei- 
delberg und Cambridge, Aa- 

chen und der ETH Zürich. In 
diesem Wettbewerb wer- 
den unsere Universitäten 
a°er nur bestehen können, 
wenn wir ihnen mehr Frei- 
heit geben. 

Ein Kompetenzstreit 
tischen Bund und Län- 
Qern   in  den   vergangenen 

Jahren hat uns nicht weiter- 
geholfen. Deshalb führt die 
Föderalismusreform zu ei- 
ner notwendigen Entflech- 

tung. Die Gemeinschafts- 
aufgabe Hochschulbau wird 
beendet. Der Bund lässt die 
Länder aber nicht allein. 
Das hat die Bundesbil- 
dungsministerin Schavan 
klar und deutlich gesagt. 

Die gemeinsame Förderung 
von Forschungsbauten an 
Hochschulen einschließlich 
Großgeräten wird in der 
Gemeinschaftsaufgabe For- 
schungsförderung fortge- 
führt. Wenn wir etwas drin- 
gend brauchen, um Arbeits- 
plätze schaffen und die Zu- 
kunft unseres Landes si- 
chern zu können, dann ist 
es Forschungsförderung in 
großem Umfang. Daran 
wird der Bund beteiligt wer- 
den. (...) 

In den vergangenen Ta- 

gen ist viel darüber gespro- 
chen worden, ob das „Paket 
Föderalismusreform" noch 
aufgeschnürt und verändert 
werden kann. Das Verfah- 
ren, in das wir heute mit 
erster Lesung eintreten, ist 
ein Gesetzgebungsverfah- 

ren wie jedes andere auch. 
(...) Selbstverständlich wer- 
den wir eine ordentliche Ex- 

pertenanhörung zu diesem 
großen Reformwerk durch- 
führen. Das wird keine 
Schaufensterveranstaltung 

sein. 

Klar muss sein: Entschei- 
dungen des Bundestages al- 
lein reichen nicht aus. Jede 
Regelung muss von Bundes- 
tag und Bundesrat gemein- 
sam getragen werden - und 
zwar mit verfassungsän- 
dernder Zweidrittel-Mehr- 
heit. Wer das vergisst, der 
hat übersehen, dass wir es 
hierbei mit einem besonde- 
ren Verfahren zu tun haben. 
(...) 

Wer um die vielen ge- 
scheiterten Anläufe zu einer 
Föderalismusreform weiß, 

wird das nun vorliegende 
Ergebnis umso höher ein- 
schätzen und sich darüber 
bewusst sein, welche Ver- 
antwortung in dieser Frage 
im Gesetzgebungsverfah- 
ren auf uns zukommt. 

Die Föderalismusreform 
ist kein Stückwerk. Sie ist ein 
Meilenstein in der Gesetz- 
gebung. Sie stärkt unsere 
bundesstaatliche Ordnung 
und macht sie zukunfts- 
fähig. Sie ist die richtige 
Antwort auf die Herausfor- 
derungen unserer Zeit. Un- 
ser Land braucht die Födera- 
lismusreform. Deshalb bitte 

ich Sie: Helfen Sie alle mit, 
dass es diesmal gelingt! 
Auszüge aus der Rede des 
Vorsitzenden der CDU/ 

CSU-Bundestagsfraktion, 
Volker Kauder, zur 1. Le- 
sung zur Föderalismusre- 
form im Deutschen Bun- 
destag am 10. März 2006. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Bundeswehr auf solidem Kurs 
Aktuelle sicherheitspoliti- 
sche Themen wie der mög- 
liche Einsatz der Europäi- 
schen Union im Kongo, die 
Haushaltssituation, die ge- 
planten Rüstungsvorha- 
ben und der Stand der 
Transformation der Bun- 
deswehr standen auf der 
Agenda einer Klausurta- 
gung der Arbeitsgruppe 
Verteidigungspolitik der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion unter Vorsitz von 
Bernd Siebert mit der fast 
vollständig anwesenden 
Führungsspitze des Bun- 
desministeriums der Ver- 
teidigung. 

Bundesverteidigungs- 
minister Franz Josef Jung 
unterrichtete die Abgeord- 
neten über die aktuellen 
Entwicklungen in der Frage 
eines möglichen Kongo- 
Einsatzes der EU. Weitere 
Themen waren die Aus- 
landseinsätze, der Einsatz 
der Bundeswehr im Inne- 
ren, die internationalen 
Verpflichtungen Deutsch- 

lands in NATO und EU, das 
Luftsicherheitsgesetz und 

die Frage eines Ehrenmals 
für die im Einsatz gefalle- 
nen Soldatinnen und Solda- 

ten. Minister und Abgeord- 
nete würdigten die positive 
Arbeit der Bundeswehr, die 

ganz   wesentlich   auf   der 

Bernd Siebert, Vorsitzender der AG 
Verteidigung der Bundestagsfraktion 

Wehrpflicht begründet ist. 
Der Parlamentarische 
Staatssekretär Christian 
Schmidt widmete sich der 
Rüstungsplanung und dem 
Verteidigungshaushalt. Da- 

bei wurde die Steigerung 
der Investitionsmittel für 

Forschung und Entwick- 
lung um fast 16 Prozent 
und die Senkung der Be- 
triebsausgaben um 1,5 Pro- 
zent mit Wohlwollen zur 
Kenntnis genommen. Man 
war sich einig, dass weitere 
Anstrengungen zur Konso- 
lidierung des Haushaltes 
notwendig sind. In Anbe- 

tracht der Auslandeinsätze 
und der notwenigen Mo- 
dernisierung dürfen in den 

nächsten Jahren keine fi- 
nanziellen Kürzungen mehr 
stattfinden. 

Staatssekretär Peter Wi- 

ehert referierte zur Moder- 

nisierung der Bundeswehr, 

zu ihrer Personallage, zur 
Einsatzführung, zur Rolle 
der Wehrverwaltung bei 
Auslandeinsätzen und zur 
Besoldungsordnung für Sol- 
datinnen und Soldaten. Auf 
Basis der Kriterien „Straf- 
fung", „Neuausrichtung" 
und „Führung aus einer 
Hand" sind hier Entschei- 

dungen notwendig, um 
dem steigenden Anpassungs- 

druck zu begegnen. 
Generalinspekteur Wolf- 

gang Schneiderhan verdeut- 
lichte den Stand der Bun- 
deswehrplanung und der 
Transformation. Darüber hi- 
naus machte er Ausführun- 

gen zum Einsatz der Bun- 
deswehr im Inneren und zur 
Zivil-Militärischen Zusam- 

menarbeit. 
Der Vorsitzende der Ar- 

beitsgruppe, Bernd Siebert, 

stellte abschließend fest 
dass die Bundeswehr in 

Grundstruktur und Motiva- 
tion gut aufgestellt sei und 
sich auf einem soliden Kurs 

befinde. Er wünsche sich ei- 
ne intensivere Debatte über 
Sicherheitspolitik und der 
Rolle der Bundeswehr in der 
Öffentlichkeit. Hierzu wer- 
de das noch für dieses Jahr 
angekündigte Weißbuch ei- 

nen wichtigen Beitrag lelS' 

ten. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Schutz des geistigen 
Eigentums - Keine 

Bagatelle 

Die Bundesregierung hat 
eine für den Schutz des 

geistigen Eigentums we- 
sentliche Entscheidung 
getroffen: 

Die hoch umstrittene so 
genannte Bagatellklausel, die 
Privatkopien straffrei stellen 
sollte, hat nun doch keinen 
Eingang in den Gesetzent- 
wurf gefunden. So können 
jetzt auch Privatkopierer den 
Kopierschutz auf CD's nicht 
rnehr umgehen, ohne sich 
strafbar zu machen. 

Insbesondere Kultur- 
staatsminister Bernd Neu- 
mann ist es zu verdanken, 
dass die an der Bagatell- 
klausel geübte berechtigte 
Kritik von Verbänden und 
der Musik- und Filmindu- 
strie ihren Niederschlag ge- 
funden hat. Es steht nun 
rest: Geistiges Eigentum ist 
genauso viel wert wie mate- 
rielles Eigentum. In unserer 
heutigen Zeit, in der durch 
die steigende Herstellung 
von Raubkopien ständig 
nicht nur wirtschaftliche In- 
teressen, sondern eben 
auch die Urheberrechte der 

Künstler verletzt werden, ist 
dieses Signal von nicht zu 
unterschätzender Bedeu- 
tung: Kreativität, Ideen- 
reichtum und geistige Leis- 

Wolfgang Börnsen 

tungen stellen ein riesiges 

Entwicklungspotenzial für 
die Zukunft unseres Landes 
dar, besonders auch in wirt- 
schaftlicher Hinsicht. Der 
Wegfall der Bagatellklausel 
zollt der „Kreativwirtschaft" 
nicht nur Anerkennung und 
Respekt, sondern wird auch 
zu ihrer weiteren Entfaltung 
beitragen. 

Wolfgang Börnsen ist 
der kultur- und medienpoli- 
tische Fraktionssprecher. 

Schluss mit Abzocke 
bei Auslands-Handy- 

Gesprächen 

Die gegenwärtige Höhe 
der Roaming-Gebühren für 

Mobilfunk-Gespräche in 
oder aus Staaten der EU (z. 

B. im Urlaub) ist inakzep- 
tabel. Als „Roaming" wird 
die Nutzung eines Handys 
in einem anderen Mobil- 
funknetz als dem eigenen 
bezeichnet. 

Für deutsche Handynut- 
zer, die aus dem Ausland 
nach Hause telefonieren, lie- 
gen die Kosten zwischen 80 
Cent und 2 Euro pro Minute 
in der teuersten Tarifzeit. Bei 
eingehenden Anrufen zahlt 
der Mobilfunknutzer im eu- 
ropäischen Ausland zwi- 
schen 70 und 80 Cent pro 
Minute. Verglichen mit in- 
ländischen Mobilfunkprei- 
sen sind die gängigen Roa- 
ming-Gebühren viel zu hoch. 
Außerdem bestehen Zweifel, 

ob der Wettbewerb zwi- 
schen den Mobilfunkanbie- 
tern auf diesem Gebiet funk- 
tioniert, da sich die Höhe der 
Roaming-Gebühren der vier 
deutschen Netzbetreiber 
nur unwesentlich voneinan- 
der unterscheidet. 

Die von der EU-Kommis- 
sarin Viviane Reding ange- 
kündigte Neujustierung der 
Roaming-Gebühren mit Hil- 
fe einer Verordnung ent- 
spricht der bisherigen Uni- 
ons-Forderung und soll den 
Verbraucher entlasten. Die 
Union plant, dazu in der Ko- 
alition einen entsprechen- 

den Antrag vorzulegen. In 
diesem Antrag wird gefor- 

dert werden, die Entgelte so 
aufzuschlüsseln, dass für 
den Verbraucher ersichtlich 

ist, wie sich die Gebühren 
zusammensetzen. Eine wei- 
tere Forderung wird die Sen- 
kung der internationalen 
Roaming-Entgelte   auf   die 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Julia Klöckner Hans-Peter Friedrich Ingo Schmitt 

Höhe   der   nationalen   Ge- 
bühren sein. 

Peter Bleser ist Vorsit- 

zender der AG Ernährung, 
Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutzjulia Klöck- 
ner ist Verbraucherschutz- 
beauftragte der Bundes- 
tagsfraktion. 

Flugreisen sicherer! 

Die von der EU-Kommissi- 
on veröffentlichte Schwar- 
ze Liste kritischer Airlines 
trägt nachhaltig dazu bei, 
den Luftverkehr sicherer 
zu machen: 

Durch einheitliches Han- 
deln innerhalb der EU wer- 
den auffällige Fluggesell- 
schaften aus Europa fern- 
gehalten, die sachgerechte 
Auswahlmöglichkeit der 
Verbraucher wird deutlich 
erhöht. Mit der Bekanntga- 

be der Namen von 93 Airli- 
nes ist ein zielführender ers- 
ter Schritt getan. Jetzt sind 
die Mitgliedstaaten zur ra- 

schen Umsetzung einheitli- 

cher Start- und Landeverbo- 

te innerhalb der EU aufge- 
fordert. 

Die Liste gibt Fluggästen 
erstmals die Möglichkeit, 
sich amtlich über die Sicher- 

heitsqualität der von ihnen 
gewählten Airline zu infor- 
mieren. Insbesondere ha- 
ben Reisebüros die Pflicht, 
die Liste im Internet zu ver- 
öffentlichen. Passagiere, die 
auf eine Airline gebucht 
werden, die als unsicher gilt, 
haben darüber hinaus ein 
Anrecht auf Entschädigung. 

Gerade aus Deutschland 
reisen jährlich zehntausen- 
de Touristen nach Asien. 
Diese werden nun aufgrund 
der Liste, auf welcher aus- 
schließlich Airlines aus Afri- 
ka und Asien stehen, ein- 
deutig besser geschützt. 

Nach den Flugzeugun- 
glücken in den letzten Jah- 

ren wird es höchste Zeit, 
dass gegen Fluggesellschaf- 

ten, die Sicherheitsstan- 
dards nicht einhalten und 
damit leichtfertig Men- 

schenleben  aufs Spiel  set- 

zen, konsequent vorgegan- 

gen wird. 
Hans-Peter Friedrich ist 

Stellv. Fraktionsvorsitzender, 

Ingo Schmitt ist EU-Bericht- 

erstatter in der AG Verkehr. 

Wassermanagement: 
zentrales Krisenprä- 
ventionsinstrument 

Das Management der glo- 
balen Wasserressourcen ist 
eine zentrale Herausforde- 
rung der deutschen und in- 
ternationalen Entwicklungs- 

zusammenarbeit. 
Die zunehmende Wasser- 

knappheit birgt in vielen Re- 
gionen der Welt tödliche Ge- 
sundheitsgefahren und ein 
gefährliches Konfliktpoten- 
zial. Über einer Milliarde 

Menschen fehlt der - für uns 
selbstverständliche - direkte 
Zugang zu sauberem Trink- 
wasser. Durch verschmutz- 

tes Wasser sterben jährlich 
mehr Menschen als durch 
Kriege. Durch das Bevölke- 

rungswachstum     und     die 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Christian Ruck 

Wirtschaftsentwicklung in 
Entwicklungsländern ist eine 
weitere Zuspitzung der Was- 
serproblematik zu erwarten. 

Die angemessene Was- 
serversorgung der Bevölke- 
rung ist nicht nur eine tech- 
nische, sondern auch eine 
politische Herausforderung. 
Durch kooperatives Mana- 
gement können viele Vertei- 

lungskonflikte und Gesund- 
heitsrisiken vermieden wer- 
den. Die Unterstützung der 
Entwicklungsländer beim 
Wassermanagement ist da- 
her ein wichtiges Instru- 
ment der Krisen- und Migra- 
tionsprävention. 

Deutschland ist weltweit 
einer der wichtigsten und 
bestqualifizierten Geber beim 

Wasser- und Abwassermana- 
gement. Angesichts der wach- 
senden Wasserproblematik 

Müssen wir in diesem Bereich 
Weitere Akzente setzen. 

Christian Ruck ist ent- 
wicklungspolitische Frakti- 
onssprecher. 

Chancen der grünen 
Gentechnik nutzen 

Mit Unverständnis hat 
die Fraktion die Äußerun- 
gen von SPD-Fraktionsvize 
Kleber zur Grünen Gen- 

technik zur Kenntnis ge- 
nommen. 

Es trägt nicht zur Versach- 
lichung des Themas bei, 
wenn Tag für Tag Halbwahr- 

heiten über den Anbau von 
gentechnisch veränderten 
Nutzpflanzen in der Land- 
wirtschaft in die Welt gesetzt 
werden. Alle wissenschaftli- 
chen Daten und die bisher 
gesammelten Erfahrungen 
im Umgang mit der Grünen 
Gentechnik und im weltwei- 
ten Anbau von gentechnisch 
veränderten Nutzpflanzen 
lassen den Schluss zu, dass 
die Grüne Gentechnik als ei- 
ne sichere und beherrschba- 
re Hochtechnologie bezeich- 
net werden kann. Gentech- 

nisch veränderte Nutzpflan- 
zen können insbesondere 
den Einsatz von Pflanzenbe- 

handlungs- und Düngemit- 
teln reduzieren, die Qualität 
der Produkte verbessern und 
die Belastung der Produk- 
tionsflächen verringern. Dies 
gilt auch für den Anbau von 
gentechnisch verändertem 

Mais. Gerade der Deutsche 
Bauernverband hat in der 
Vergangenheit deutlich ge- 
macht, dass für ihn das Ne- 

Katherina Reiche 

beneinander des Anbaus mit 
und ohne gentechnisch ver- 
änderten Pflanzen ein zen- 
trales Anliegen ist. 

Im Koalitionsvertrag wur- 
de eindeutig geregelt, dass 
eine Novellierung des Gen- 
technikgesetzes erfolgen 
und die Grüne Gentechnik 
gefördert werden soll. Daran 
sollten sich beide Koalitions- 
partner halten. Notwendig 

ist es jetzt, die Haftungsrege- 
lungen zu entschärfen und 
klarzustellen, dass wissen- 

schaftliche Freisetzungsver- 
suche kein Inverkehrbringen 
sind. Im Interesse der noch 
führenden deutschen For- 
schung auf einem der wich- 
tigsten Innovationsfelder 
weltweit und im Interesse 
unserer mittelständischen 
Industrie brauchen wir Rah- 
menbedingungen, die die 
Forschung und Anwendung 

der Grünen Gentechnik in 
Deutschland möglich macht. 

Katherina Reiche ist 

Stellv. Fraktionsvorsitzende. 
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Familienkasse - Frauen Union fordert 
Transparenz 

Der Staat erbringt 
jährlich fast 100 
Milliarden Euro an 
Leistungen für die 
Familie. Trotz die- 
ser hohen finanziel- 
len Zuwendungen 
haben junge Men- 
schenden Eindruck, 
der Staat und die 
Gesellschaft täten 
für Familien zu we- 
nig. Maria 

Um einer zielge- 
richteten und verbesserten 
Familienförderung auf den 
Weg zu helfen, fordert die 
Frauen Union die Einführ- 
ung einer Familienkasse und 
stellte diese im Rahmen ei- 

nes Podiumsgesprächs zur 
Diskussion. Die Bundesre- 
gierung hat die Einrichtung 
einer Familienkasse im Koa- 
litionsvertrag verankert. Zei- 
tungsüberschriften wie „Ba- 
by-Schock" und „In zwölf Ge- 
nerationen sind wir Deut- 
schen ausgestorben" be- 

schreiben die besorgniser- 
regende Entwicklung der 

Geburtenrate in Deutsch- 
land. Die FU-Bundesvorsit- 
zende Maria Böhmer be- 
schrieb das Problem: „Wenn 
man Kinderlose fragt, was 

aus ihrer Sicht gegen Kinder 
spricht, lautet eine der Ant- 

worten: Ein Kind wäre eine 

Böhmer, Bundesvorsitzende der Frauen Union 

große finanzielle Belastung." 
Prof. Dr. Jörg Altham- 

mer, Mitglied des wissen- 

schaftlichen Beirats für Fa- 
milienfragen beim Bundes- 

familienministerium, kon- 
kretisierte seine Vorschläge 

zur Reform des Familien- 
lasten- und -leistungsaus- 
gleichs. Er war in einem 
Gutachten für die Frauen 
Union der Frage nachgegan- 
gen, wie die Effizienz und 
die Transparenz staatlicher 
Familienpolitik durch eine 
Familienkasse zu erhöhen 
seien. Das System der fran- 

zösischen Familienkasse er- 
klärte die Soziologin Dr. Je- 

anne Fagnani. Die staatliche 
Familienbeihilfekasse ist 
für die Verwaltung der Fa- 

milienleistungen und der 
Mindestsicherung zustän- 

dig. Als solche  nimmt die 

Familienkasse eine 
Schlüsselrolle inner- 

halb des Systems der 
Umverteilung zuguns- 
ten von bedürftigen 

Personen, Haushal- 
ten und Familien ein. 
Familien haben in 
Frankreich den Vor- 
teil, nur eine Behör- 
de als Ansprechpart- 

ner zu haben. 
In der Diskussion 

wies Ilse Falk, Stellv. 
Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, auf die 
höhere Erwerbstätigkeit 

von Frauen hin. Die He- 
rausforderung sei es, dass 
diese Frauen sich auch für 
Kinder entschieden. Dabei 

müsse den Frauen Hilfe ge- 
leistet werden. Die Ein- 
führung einer Familienkas- 
se mit transparenten Leis- 
tungen, bei der Eltern 

Wahlleistungen wie Kin- 
derbetreuung und Fortbil- 
dung abrufen könnten, wä- 
re ein Fortschritt. Annegret 

Kramp-Karrenbauer, Minis- 
terin für Inneres, Familie. 
Frauen und Sport im Saar- 

land, forderte, Kinder end- 
lich wieder als Freude und 
Bereicherung anzusehen. 

Insoweit lohne sich der 
Blick nach Frankreich, wo 

eben dies der Fall sei. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Bestellschein > Fan-Schminke-Karte 

CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Bereich Produktion und Distribution 
Klingelhöferstraße8 
10785 Berlin 

E-mail: yvonne.herrmann@cdu.de 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) Absender/KV-Nr. 
Rechnungsanschrift 
CDU-Verband oder Name CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner Ansprerhparlner 

Straße, Nr. Straße, Nr. 

PLZ, Ort PLZ, Ort 

Telefon Telefon 

Bitte vollständig in Druckschrift ausfüllen. Sie erleichtern uns dadurch die Bearbeitung. 

Zeigen Sie Flagge! 
Der Hit zur WM: 
FAN-SCHMINKE 
- mit angeleuchtetem Finge' die gewünschte 

* cxlrr die Flagge - nie ein Tattoo - auf die angefei 

FAN-SCHMINKE-KARTE ZUR WM 
Einfach mit angefeuchtetem Finger die gewünschte 

Fahnen-Farbfläche aufreiben und aufs Gesicht auftragen. 

2 Schminkkarten sind in einer Polytüte verpackt. 

Eine Verpackungseinheit = 100 Schminkkarten (50 Polytüten)! 

Artikel Menge Gesamt- 
preis 

FAN-SCHMINKE-KARTE 

Bestell-Nummer: H314 
Preis je 100 Stück 
(50 Tüten): 12,93 € 
inkl. MwSt.: 15,00 € 

Alle Preise sind zzgl. Versandkosten. 

Versandkosten für Bestellmengenstaffel: 

• 100 Expl. = 3,00 € Versandkosten inkl. MwSt. 

• 200 Expl. bis 1.400 Expl. = 5,20 € Versandkosten inkl. MwSt. 
• 1.500 Expl. bis 3.000 Expl. = 6,70 € Versandkosten inkl. MwSt. 

Datum, Unterschrift 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Fußballjahr 2006 - aktiv dabei! 

Zeigen Sie Flagge! 
Der Hit zur WM: 
FAN-SCHMINKE 
• mit angefeuchtetem Finger die gewünschte Farbfllche 

• oder die Flagge - wie ein Tattoo - auf die angefeuchtete 
Haut drücken 

FAN-SCHMINKE-KARTE ZUR WM 
Lassen Sie mit dieser Schminkkarte viele Fans an der 
Vorfreude auf die WM teilhaben. Ein genialer und 
origineller Streuartikel zum Verteilen an alle Freunde des 
Fußballs. 2 Schminkkarten sind in einer Polytüte verpackt. 

Eine Verpackungseinheit = 100 Schminkkarten 
(50 Polytüten)! 

Bestell-Nummer: H314 
Preis je 100 Stück (50 Tüten): 12,93 € 
inkl. MwSt: 15,00 € 

Der Fußballplaner zur Weltmeisterschaft 

Bestell-Nummer: 9849 
Preis je 500 Stück: 16,00 € 
inkl. MwSt.: 18,56 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Trainings- u. Wettkampffußball 
Das MUSS in diesem Jahr! Für jedes Turnier, 
als Präsent oder „einfach nur so". 

Bestell-Nummer:9614 
Preis je Stück: 13,20 € 
inkl. MwSt: 15,31 € 

Unsere kleinen Fußbälle 

Kleiner Ball - in 2 versch. Farben 
20 Bälle im Netz, inkl. einer Ballpumpe. Er ist wie ein 
richtiger Fußball, jedoch kleiner und handlicher. Ideal für 
Sommerfeste, für Spiel und Spaß oder als Kleinwerbe- 
mittel. 

Bestell-Nummer: 9823 
Preis je 20 Stück: 25,80 € 
inkl. MwSt: 29,93 € 

auch im Doppelpack 

Kleiner Ball - als Doppelpack 
schon aufgepumpt 

Bestell-Nummer: 9824 
Preis je 2 Bälle: 6,00 € 
'nkl. MwSt.: 6,96 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Bestellschein > CDU-Sekt 

CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Bereich Produktion und Distribution 
Klingelhöferstraße 8 
10785 Berlin 

Absender/KV-Nr. 
Rechnungsanschrift 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) 

CDU-Verband oder Name CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner Ansprechpartner 

Straße, Nr. Straße, Nr. 

PLZ, Ort PLZ, Ort 

Telefon Telefon 

Bitte vollständig in Druckschrift ausfüllen. Sie erleichtern uns dadurch die Bearbeitung. 

wsmunK 1                               1 
CDU-FLASCHENPREIS:                         zzgl.MwSt. 
CDU-PRÄSENTKARTONPREIS:             zzgl. MwSt. 

Mengen        Gesamtbetrag 

•Hl 
Ohne                                                       (Flaschenlieferungerfolgt ohne Präsentkartons.) 

Kartonverpackung / 
Flaschengesamtpreis 

Versandkosten 

ohne Präsentkarton 
zzgl. MwSt. inkl. MwSt. o        o 

Karton / 33,60 € 
(6 Flaschen x 5,60 €) 

7,50 € 41,10 € 47,68 € Karton € 

!er Karton/67,20€ 
(12 Flaschen x 5,60 €) 

11,50 € 78,70 € 91,29 € Karton € 

Karton /100,80 € 
(18 Flaschen x 5,60 C) 

15,50 € 116,30 € 134,91 € Karton € 

..? Flaschen x 5,60 € 
pauschal 25,00 € Flaschenmenge: Stück € 

m i t                                                      (Jede Flasche ist zusätzlich einzeln im Präsentkarton.) 

Kartonverpackung/ 
Flaschengesamtpreis 

Versandkosten 

mit Präsentkartons zzgl. MwSt. inkl. MwSt. 

Karton/33,60 € 
(6 Flaschen x 5.60 €) 

(inkl. 6 Präsentkartons) 16,70 € 50,30 € 58,35 € Karton € 

Karton/ 67,20 € 
(12 Flaschen x 5,60) 

(inkL 12 Präsentkartons) 29,90 € 97,10 € 112,64 € 
Karton € 

Karton/100,80 € 
(18 Flaschen x 5.60 C) 

(inkl. 18 Präsentkartons) 43,10 € 143,90 € 166,92 € Karton € 

en/ 

..? Flaschen x 5,60 € 

pauschal 25,00 € 

..? Präsentkartons x 1,70 € » 

Flaschenmenge: 
Stück € 

» Präsentkartonmenge: 
Stück € 

• Größere Mengen -über 60 Flaschen - Transportkosten auf Anfrage. 

• Lieferung erfolgt per Paketdienst. Ab 30 Flaschen mit Spedition. Versand innerhalb von 5 Werktagen. 
» Bei einer Bestellmenee ab 30 Flaschen werden die Präsentkartons nur im gefalteten Zustand der Lieferung beigefügt._ 

Auf Wunsch erhalten Sie die Sektflaschen direkt in Präsentkartons-zzgl. Konfekt ionierungskosten je Fl.: 0,15 € und MwSt. 
• Präsentkartons können auch separat - ohne Sektflaschen - bestellt werden. (2,00€ je Stück zzgL Versand und MwSt.) 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Versektet und hergestellt in Deutschland - exklusiv für die CDU Deutschlands. 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Freiheit für 
alle Nasen. 

Taschentücher 
„Freiheit für alle Nasen" 

Bestell-Nummer:9637 
Preis je 144 Stück: 28,00 € 
inkl. MwSt: 32,48 € 

BESTELLANSCHRIF1" 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreuung 

Telefax 05241-8094165 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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